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Die Ergebnisse dieses Policy Briefs zeigen, dass Zu­
kunftserwartungen nicht nur den Blick auf morgen 
prägen, sondern auch die Bewertung von Demokratie 
und Politik in der Gegenwart. Zukunftserwartungen 
sind deshalb eine wichtige Ressource demokrati­

scher Legitimation: Menschen, die pessimistisch auf 
das Wohlergehen zukünftiger Generationen blicken, 
sind deutlich häufiger unzufrieden mit dem Funkti­
onieren der Demokratie und unterstützen seltener 
Parteien der politischen Mitte. Gleichzeitig fehlt 

Die Zukunft ist für viele Menschen kein Versprechen mehr. Die Mehrheit blickt 
pessimistisch auf das Wohlergehen zukünftiger Generationen, positive Zukunftsbilder 
fehlen und Politik wird häufig als kurzfristiges Krisenmanagement wahrgenommen. Das 
ist mehr als ein Stimmungsbild. Denn Demokratie lebt nicht nur von Wahlen, Institutionen 
und politischen Entscheidungen. Sie lebt auch von der Vorstellung, dass gesellschaftliche 
Entwicklung gestaltbar ist. Wer davon ausgeht, dass die Zukunft vor allem Risiken, Verluste 
und gesellschaftlichen Abstieg bereithält, bewertet politische Entscheidungen anders als 
jemand, der in ihnen Schritte auf dem Weg zu einer besseren Zukunft erkennt. Unsere 
Ergebnisse zeigen: Wo die Zukunft als Abstiegspfad wahrgenommen wird und die Chance 
auf ein besseres Morgen gering scheint, dort wird zunehmend das Funktionieren der 
Demokratie infrage gestellt und werden seltener Parteien der politischen Mitte gewählt.

Jonathan M. Hoffmann, Lea Königshofen, Frieder Schmid und Kira Schrödel
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vielen Befragten eine positive Vorstellung davon, wie 
sich Gesellschaft künftig entwickeln könnte. Demo­
kratie braucht deshalb nicht nur die Aushandlung von 
Lösungen für aktuelle Probleme, sondern auch den 
Streit über unterschiedliche Vorstellungen einer wün­
schenswerten Zukunft. Der Einwurf zeigt zunächst, 
wie Menschen in Deutschland auf die Zukunft blicken 
(Kapitel 1), untersucht die Zusammenhänge zwischen 
Zukunftserwartungen, Demokratiezufriedenheit (Kapi­
tel 2) und politischer Orientierung (Kapitel 3) und fragt 
schließlich, welche Rolle Zukunftsbilder und langfris­
tige Orientierung für die Zukunftsfähigkeit der Demo­
kratie spielen (Kapitel 4). Zuletzt formulieren wir drei 
zentrale Handlungsempfehlungen für Politik, Parteien 
und Zivilgesellschaft. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Methodik

Die zitierten Umfragewerte hat das Meinungs­
forschungsinstitut YouGov Deutschland GmbH im 
Auftrag der Bertelsmann Stiftung in einer Online­
befragung im Zeitraum vom 09. bis 23.12.2025 
erhoben. Befragt wurden insgesamt 2.117 Per­
sonen, die aus dem YouGov Panel anhand reprä­
sentativer Kriterien (Alter, Geschlecht, Bildung, 
Wohnregion, Urbanisierungsgrad, politisches Inte­
resse und Wahlverhalten bei der Bundestagswahl 
2025) rekrutiert wurden. Die Anmeldung im You­
Gov Panel ist freiwillig und erfolgt selbstständig. 
Voraussetzung für eine Anmeldung ist der Zugang 
zum Internet. Die Ergebnisse wurden entspre­
chend gewichtet und sind repräsentativ für die 
Wohnbevölkerung ab 18 Jahren in Deutschland. 

1	 Zukunftspessimismus ist in westlichen Demokratien wie Japan, Italien, Australien oder Großbritannien insgesamt weit verbreitet – im Ge­
gensatz zu beispielsweise China, Saudi-Arabien oder Indien, wo die Mehrzahl der Menschen glaubt, dass es zukünftigen Generationen bes­
ser gehen wird. Allerdings sind internationale Vergleiche vorsichtig zu interpretieren, da die Bewertung zukünftiger Entwicklungen relativ 
zu den jeweils wahrgenommenen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ausgangsbedingungen erfolgt und im Kontext unterschiedlicher 
politischer und gesellschaftlicher Strukturen stattfindet. Zudem ist das Edelman Trust Barometer in seiner Aussagekraft eingeschränkt, weil 
die Daten mindestens teilweise über Onlinepanel erhoben werden, was in einigen Gesellschaften signifikante Teile der Bevölkerung aus­
schließt.

1. �Menschen in Deutschland 
blicken pessimistisch in die 
Zukunft

Mehr als die Hälfte der Menschen (52 Prozent) geht 
davon aus, dass es zukünftigen Generationen (eher) 
schlechter gehen wird als Menschen heute (siehe 
Abbildung 1). Nur sieben Prozent glauben, dass es 
zukünftige Generationen besser haben werden. Die 
Vorstellung, dass die Zukunft für kommende Genera­
tionen – Kinder, (Ur-)Enkel:innen, die Gesellschaft als 
Ganzes – vor allem Chancen und Möglichkeiten bereit­
hält, scheint durch Sorgen um Verletzlichkeit, Abstieg 
und Kontrollverlust abgelöst worden zu sein. Solche 
negativen gesellschaftlichen Zukunftserwartungen sind 
ein „strukturelles Problem“, weil sie Vertrauen in Gesell­
schaft und Politik untergraben (El-Mafaalani 2026: 56). 

Im internationalen Vergleich zeigt Deutschland dabei 
besonders pessimistische Zukunftserwartungen – und 
dieser Pessimismus hat in den vergangenen Jahren 
weiter zugenommen (Edelman Trust Barometer 2025; 
2026).1 Zwar waren auch frühere Jahrzehnte von gro­
ßen Zukunftssorgen geprägt, in den 1980er Jahren 
etwa durch die Angst vor Atomkrieg, HIV oder hoher 
Arbeitslosigkeit. Dennoch fallen die heutigen Zukunfts­
erwartungen noch negativer aus (vgl. Gaub 2026). Al­
lerdings bewerten Menschen die Zukunft vom heutigen 
Standpunkt aus: Das Wohlstandsniveau, mit dem sich 
die Zukunft vergleichen muss, ist historisch einmalig. 
Von diesem Punkt aus scheint die Vorstellung von ge­
sellschaftlichem Fortschritt, Aufstieg und Verbesserung 
der Verhältnisse nur noch wenige zu überzeugen.

Zukunftspessimismus ist kein Generationenphänomen, 
sondern zieht sich durch alle Altersgruppen. In jeder 
Altersgruppe erwartet etwa jede zweite Person, dass 
es kommenden Generationen (eher) schlechter gehen 
wird als heute. Junge Menschen blicken jedoch etwas 
optimistischer in die Zukunft: Mit 13 Prozent ist der 
Anteil derjenigen, die eine Verbesserung erwarten, 
unter den 18- bis 34-Jährigen etwa doppelt so hoch 
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wie unter den 35- bis 64-Jährigen (6 Prozent) und den 
über 65-Jährigen (5 Prozent).

Zukunftserwartungen hängen auch damit zusammen, 
welche politischen Präferenzen die Befragten haben. 
Wählende von AfD und Die Linke sind pessimisti­
scher als Wählende von Parteien der politischen Mitte 
(CDU/CSU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen). Mehr als 
drei von vier AfD-Wählenden (76 Prozent) glauben, 
dass es zukünftige Generationen schlechter haben 
werden. Mehr als jede:r zweite Wählende von Die Lin­
ke (55 Prozent) teilt diese Auffassung. Dagegen ist der 
Anteil von Wählenden der politischen Mitte, die pes­
simistisch in die Zukunft blicken, wesentlich geringer. 
Das bedeutet nicht, dass Wählende von Parteien der 
Mitte eher an ein besseres Morgen glauben würden als 
Wählende von anderen Parteien: Unabhängig von der 
politischen Präferenz glaubt nicht einmal jede:r Zehn­
te Wählende daran, dass es zukünftige Generationen 

besser haben werden, aber Wählende von Parteien der 
Mitte weisen etwas mehr Zukunftsoptimismus auf und 
nehmen die Gesellschaft anscheinend seltener als im 
Abstieg begriffen wahr.

Auffällig ist also, dass Wählende von AfD und Die Lin­
ke pessimistischer auf das Wohlergehen zukünftiger 
Generationen blicken. Gerade Wählende der AfD sind 
besonders pessimistisch und besorgt. Offen bleiben 
muss an dieser Stelle die Richtung der Kausalität: 
Wählen Menschen die AfD, weil sie pessimistischer in 
die Zukunft blicken oder sind AfD-Wählende aufgrund 
ihrer politischen Präferenz pessimistischer? Deutlich 
wird aber, dass Zukunftserwartungen nicht gleich­
mäßig über das politische Spektrum verteilt sind und 
in Zusammenhang mit Wahlentscheidungen stehen. 
Welche Rolle Zukunftserwartungen für Demokratiezu­
friedenheit und politische Orientierung spielen, unter­
suchen wir in den Kapiteln 2 und 3 genauer.

ABBILDUNG 1  Zukunftserwartungen in Deutschland

Fragestellung enthielt folgenden Hinweis: Mit zukünftigen Generationen sind in diesem Fragebogen Menschen gemeint, die in Zukunft geboren werden. 
Das Wohlergehen zukünftiger Generationen (Zukunftserwartungen) wurde auf einer Skala von „1 = wesentlich schlechter als heute” bis „11 = wesentlich 
besser als heute” gemessen. Zur besseren Lesbarkeit berichten wir kategorisierte Ergebnisse (1–4: (eher) schlechter als heute, 5–7: etwa genauso gut wie heute, 
8–11: (eher) besser als heute). BSW, FDP und sonstige Parteien aufgrund geringer Fallzahlen nicht dargestellt. Abweichungen von 100 % aufgrund von 
Rundungsdifferenzen.

Alter

Gesamt

Wahlverhalten bei 
der Bundestagswahl 2025

Wie wird es zukünftigen Generationen in Deutschland im Großen und Ganzen gehen?
Angaben in Prozent

Quelle: YouGov. Repräsentativ für die Wohnbevölkerung ab 18 Jahren, 2.117 Befragte, 09.–23.12.2025 

(eher) schlechter als heute etwa genauso gut wie heute (eher) besser als heute

Bevölkerung ab 18 Jahren 52 41 7

18–34 Jahre 48 39 13

35–64 Jahre 54 40 6

über 65 Jahre 52 43 5

CDU/CSU 42 49 9

AfD 76 21 3

SPD 41 52 7

Bündnis 90/Die Grünen 40 52 8

Die Linke 55 36 8
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2. �Zukunftspessimismus und  
Unzufriedenheit mit der 
Demokratie gehen Hand in 
Hand 

Pessimismus bezüglich des Wohlergehens zukünftiger 
Generationen ist also weit verbreitet. Doch wo Zu­
kunft eher als Risiko denn als Chance wahrgenommen 
wird, verschiebt sich der gesellschaftliche Fokus leicht 
auf den Erhalt des Status quo: Langfristige Investitio­
nen, gesellschaftliche Entwicklung und transformative 
Projekte verlieren dann an Zustimmung.

Teil des demokratischen Fundaments ist es, Zukunft 
als verhandelbaren Raum der Möglichkeiten offen­
zuhalten – es braucht verschiedene politische An­
gebote, um demokratisch zwischen ihnen wählen zu 
können. Wenn aber gesellschaftliche Veränderung 
unwahrscheinlich und schwierig erscheint und der 
Erhalt des Status quo zur besten verfügbaren Option 
wird, schrumpft der Raum des politisch Gestaltbaren. 
Demokratien stehen deshalb trotz aller Krisen vor der 
Herausforderung, die Veränderbarkeit der Zukunft 
zu sichern und so die Grundlage für gesellschaftliche 
Selbstwirksamkeit zu stärken (White 2024; Metelmann 
und Welzer 2020). Ein „Mangel an Zukunft, an Zuver­
sicht, an Perspektive“, so Felix Heidenreich (2025: 12), 
„gefährdet die Stabilität vieler Demokratien.“

Zugleich zeigt der aktuelle Demokratiemonitor der 
Bertelsmann Stiftung, dass die Zustimmung zu de­
mokratischen Werten, Regeln und Institutionen hoch 
und seit 2019 sogar gestiegen ist (Vehrkamp und Koß 
2026). Der Demokratiemonitor zeigt aber auch, dass 
Akzeptanz des demokratischen Systems und die Be­
wertung seiner Funktion stark auseinanderfallen. Mit 
dem Funktionieren der Demokratie, ihrer Leistungs­
fähigkeit und der Qualität ihrer Prozesse, sind viele 
unserer Befragten momentan nicht zufrieden (siehe 
Abbildung 2). Die vergleichsweise geringe Zufrieden­
heit zeigt: Viele Menschen erleben eine deutliche Kluft 
zwischen ihren Erwartungen an Demokratie und ihrer 
gegenwärtigen Erfahrung politischer Wirklichkeit. 

Die Unterschiede zwischen den Altersgruppen fallen 
dabei vergleichsweise gering aus. Jüngere Menschen 
äußern sich etwas häufiger ambivalent, während äl­
tere Menschen etwas häufiger zufrieden mit dem 
Funktionieren der Demokratie sind. Insgesamt zeigt 
sich jedoch ein bemerkenswert ähnliches Bild über die 
Generationen hinweg. 

Die Kluft zwischen demokratischem Ideal und poli­
tischer Realität ist für Demokratien zunächst nichts 
Ungewöhnliches. Problematisch wird sie dort, wo 
Menschen nicht mehr daran glauben, dass politische 
Veränderung zum Besseren in Zukunft – mit der 
nächsten Wahl, durch Engagement und Einsatz – 

ABBILDUNG 2  Demokratiezufriedenheit

Zufriedenheit mit der Demokratie wurde auf einer Skala von „1 = überhaupt nicht zufrieden” bis „11 = sehr zufrieden” gemessen. Zur besseren Lesbarkeit 
berichten wir kategorisierte Ergebnisse (1–4: (eher) nicht zufrieden, 5–7: teils/teils, 8–11: (eher) zufrieden).  Abweichungen von 100 % aufgrund von 
Rundungsdifferenzen.

Alter

Gesamt

Wie zufrieden oder unzufrieden sind Sie im Allgemeinen damit, wie die Demokratie in Deutschland funktioniert?
Angaben in Prozent

Quelle: YouGov. Repräsentativ für die Wohnbevölkerung ab 18 Jahren, 2.117 Befragte, 09.–23.12.2025 

(eher) nicht zufrieden teils/teils (eher) zufrieden

Bevölkerung ab 18 Jahren 37 39 25

18–34 Jahre 31 45 24

35–64 Jahre 38 39 23

über 65 Jahre 38 33 29



Einwurf

Seite 5 · Ausgabe 06  |  2026 · Demokratie braucht Zukunft

möglich ist. Wird Zukunft vor allem mit Unsicherheit 
und Verlust verbunden, kann sich die Unzufriedenheit 
mit einzelnen Regierungen oder politischen Prozessen 
gegen die Funktion des demokratischen Systems selbst 
wenden.

Die Daten legen einen engen Zusammenhang zwischen 
Zukunftserwartungen und Demokratiezufriedenheit 
nahe (siehe Abbildung 3): Unter Menschen, die pessi­
mistisch auf das Wohlergehen zukünftiger Generatio­
nen schauen, ist der Anteil derer, die unzufrieden mit 

2	 In einem zweiten Modell haben wir zusätzlich Vertrauen in Politik als unabhängige Variable aufgenommen. Wer Politik vertraut, bewertet 
das Funktionieren der Demokratie im Durchschnitt positiver. Dieses Ergebnis steht im Einklang mit anderen politikwissenschaftlichen Stu­
dien: Obwohl die beiden Konzepte theoretisch nicht identisch sind, überlappen sie sich empirisch. Auch in diesem Alternativmodell sind 
Zukunftserwartungen trotz des starken Zusammenhangs zwischen Zufriedenheit mit der Demokratie und Vertrauen in Politik statistisch 
relevant für Demokratiezufriedenheit.

der Demokratie sind, mit 54 Prozent mehr als vier Mal 
so hoch wie unter jenen, die optimistisch sind (12 Pro­
zent). Um zu prüfen, ob dieser Zusammenhang auch un­
ter Berücksichtigung anderer Einflussfaktoren bestehen 
bleibt, haben wir ihn regressionsanalytisch untersucht.

Das Regressionsmodell zeigt, dass Menschen, die 
optimistisch auf das Wohlergehen kommender Gene­
rationen schauen, zufriedener mit dem Funktionieren 
der Demokratie sind (siehe Abbildung 4).2 Zukunftsop­
timismus ist die Variable, die den stärksten Effekt auf 

ABBILDUNG 3  Demokratiezufriedenheit nach Zukunftserwartungen 

Quelle: YouGov. Repräsentativ für die Wohnbevölkerung ab 18 Jahren, 2.117 Befragte, 09.–23.12.2025 

52 41 7

Das Wohlergehen zukünftiger Generationen (Zukunftserwartungen) wurde auf einer Skala von „1 = wesentlich schlechter als heute” bis „11 = wesentlich 
besser als heute” gemessen. Zur besseren Lesbarkeit berichten wir kategorisierte Ergebnisse (1–4: (eher) schlechter als heute, 5–7: etwa genauso gut wie heute, 
8–11: (eher) besser als heute). Zufriedenheit mit der Demokratie wurde auf einer Skala von „1 = überhaupt nicht zufrieden” bis „11 = sehr zufrieden” gemessen.
Zur besseren Lesbarkeit berichten wir kategorisierte Ergebnisse (1–4: (eher) nicht zufrieden, 5–7: teils/teils, 8–11: (eher) zufrieden). Abweichungen von 100 % 
aufgrund von Rundungsdifferenzen.

Zukunftserwartungen 

(eher) schlechter 
als heute

etwa genauso 
gut wie heute

(eher) besser 
als heute

12

22

66

54

32

13

Wie wird es zukünftigen Generationen in Deutschland im Großen und Ganzen gehen? 
Angaben in Prozent

(eher) nicht zufrieden teils/teils (eher) zufrieden

Demokratiezufriedenheit
Wie zufrieden oder unzufrieden sind Sie im Allgemeinen damit, wie die Demokratie in Deutschland funktioniert?

 Angaben in Prozent

18

32

50
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ABBILDUNG 4  Regressionsmodell: Demokratiezufriedenheit

Intercept (Baseline): 4,80 (untere Grenze: 4,18, obere Grenze: 5,40).
Bayessche Regression. Abhängige Variable: Zufriedenheit mit der Demokratie. Dargestellt sind zentrale Schätzwerte und die oberen und unteren Grenzen des 
Intervalls, innerhalb dessen der Effekt in der Population mit einer Wahrscheinlichkeit von 90 Prozent liegt.

Einstellungen zu gesellschaftlichen 
Konfliktlinien (progressiv–traditionell)

Zukunftserwartungen 
(optimistisch–pessimistisch)

Zusammenhang zwischen Demokratiezufriedenheit und ausgewählten Variablen.

Westdeutsche Bundesländer

Formale Bildung (niedrig–hoch)

Politisches Interesse (niedrig–hoch)

Alter

Frauen

Berücksichtigung der Interessen zukünftiger 
Generationen bei politischen Entscheidungen

Einstellungen zu ökonomischen 
Konfliktlinien (rechts–links)

Quelle: YouGov. Repräsentativ für die Wohnbevölkerung ab 18 Jahren, 2.117 Befragte, 09.–23.12.2025 

8

–0,5 –0,4 –0,3 –0,2 –0,1 0 0,1 0,2 0,3 0,4 0,5 0,6

untere Grenze zentrale Schätzung obere Grenze

die Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demo­
kratie hat. Gleichzeitig zeigen sich Ost-West-Unter­
schiede: Menschen, die in den westdeutschen Bundes­
ländern wohnen, sind zufriedener mit der Demokratie. 
Das gilt auch für Menschen, die glauben, dass die 
Interessen zukünftiger Generationen bei politischen 
Entscheidungen berücksichtigt werden.3 Weitere re­
levante Zusammenhänge zeigen sich für Geschlecht 

3	 Berücksichtigung zukünftiger Generationen bei politischen Entscheidungen wurde auf einer Skala von „1 = trifft überhaupt nicht zu“ bis „11 
= trifft voll und ganz zu“ gemessen. Zur besseren Lesbarkeit berichten wir kategorisierte Ergebnisse (1–4: trifft (eher) nicht zu, 5–7: teils/
teils, 8–11: trifft (eher) zu). Wortlaut der Frage: „Wenn Sie einmal grundsätzlich an die Politikerinnen und Politiker im Deutschen Bundestag 
denken: Inwiefern treffen folgenden Aussagen auf diese zu oder nicht zu? – Politikerinnen und Politiker bedenken bei politischen Entschei­
dungen die Auswirkungen auf zukünftige Generationen ausreichend.“

4	 Einstellungen zu gesellschaftlichen Konfliktlinien (traditionell vs. progressiv) haben wir mithilfe einer Matrixfrage mit verschiedenen Einstellungs­
aussagen auf einer Skala von „1 = stimme überhaupt nicht zu“ bis „11 = stimme voll zu“ gemessen. Einbezogen wurden Aussagen zu den Themen 
Klimawandel, Gleichstellung der Frauen in der Gesellschaft und Migration. Wortlaut der Frage: „Es gibt zu verschiedenen politischen Themen 
unterschiedliche Meinungen. Wie ist das bei Ihnen: Was halten Sie von folgenden Aussagen? Die staatlichen Maßnahmen zur Gleichstellung der 
Frauen in der Gesellschaft gehen heute schon viel zu weit / Zur Bekämpfung des Klimawandels sollten die Abgaben auf fossile Brennstoffe wie 
Öl, Gas und Kohle erhöht werden / Einwanderinnen und Einwanderer sollten verpflichtet werden, sich der deutschen Kultur anzupassen.“

(Frauen sind weniger zufrieden mit der Demokratie), 
politisches Interesse (je stärker das Interesse für Po­
litik, desto unzufriedener mit der Demokratie) und 
gesellschaftliche Konfliktlinien (traditionellere Positi­
onen4 gehen mit höherer Unzufriedenheit einher). Für 
Alter, Bildungsstand und ökonomische Konfliktlinien 
zeigt sich im Modell dagegen kein statistisch belastba­
rer Einfluss auf Demokratiezufriedenheit.
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Regressionsanalytische 
Auswertung

Um die Zusammenhänge zwischen Zukunftserwar­
tungen und Demokratiezufriedenheit bzw. politischen 
Präferenzen zu analysieren, haben wir Bayessche 
Lineare und Logit-Wahrscheinlichkeitsmodelle ge­
schätzt. Wir haben Bayessche gegenüber frequentis­
tischen Regressionsansätzen bevorzugt, da sie eine 
realistischere und robustere Darstellung von Unsi­
cherheit und Varianz in den Beziehungen zwischen 
den Parametern liefern. Bayessche Regressionen 
liefern einen zentralen Schätzwert für den statisti­
schen Zusammenhang zwischen einer oder mehreren 
unabhängigen und einer abhängigen Variablen sowie 
ein Intervall (obere/untere Grenze), in dem der sta­
tistische Zusammenhang in der Population mit einer 
Wahrscheinlichkeit von 90 Prozent liegt.

In einem ersten Modell wurde der Zusammenhang 
zwischen Zukunftserwartungen und Zufriedenheit 
mit Demokratie untersucht. Als abhängige Variable 
diente Zufriedenheit mit Demokratie, als unabhängi­
ge Variablen wurden im Modell Zukunftserwartung, 
Berücksichtigung zukünftiger Generationen bei poli­
tischen Entscheidungen, Vertrauen in Politik, Einstel­
lungen zu gesellschaftlichen Konfliktlinien (Zuwande­
rung, Klimawandel, Gleichstellung der Geschlechter), 
Einstellungen zu ökonomischen Konfliktlinien (Um­
verteilung, Mietmarktregulierung), politisches Interes­
se, Alter, Geschlecht, formale Bildung und Wohnregi­
on (Ost/West) berücksichtigt.

In einem zweiten Modell wurde der Zusammenhang 
zwischen Zukunftserwartungen und politischen 
Präferenzen untersucht. Abhängige Variable war die 
Präferenz für Parteien der politischen Mitte (Wahl­
absicht für CDU/CSU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, 
FDP) gegenüber anderen Parteien (Wahlabsicht 

für AfD, Die Linke, BSW). Während wir bei den de­
skriptiven Analysen keine Ergebnisse für die Wäh­
lendengruppen BSW und FDP berichten, weil beide 
Analysegruppen weniger als 100 Befragte umfassen, 
berücksichtigen wir beide Wählendengruppen in den 
Regressionsanalysen, weil wir so das gesamte Par­
teienspektrum abbilden und die Stichprobe optimal 
nutzen können. Als unabhängige Variablen wurden 
Zukunftserwartung, Berücksichtigung zukünftiger 
Generationen bei politischen Entscheidungen, Wahl­
verhalten bei der Bundestagswahl 2025, Vertrauen 
in Politik, Einstellungen zu gesellschaftlichen Kon­
fliktlinien (Zuwanderung, Klimawandel, Gleichstellung 
der Geschlechter), Einstellungen zu ökonomischen 
Konfliktlinien (Umverteilung, Mietmarktregulierung), 
politisches Interesse, Alter, Geschlecht, formale Bil­
dung und Wohnregion (Ost/West) im Modell berück­
sichtigt.

Wir haben auf die Aufnahme der ökonomischen Lage 
in die Regressionsmodelle verzichtet, da 326 Teil­
nehmer:innen (16 Prozent) keine Angabe zu ihrem 
Einkommen machten. Die univariate deskriptive Ana­
lyse zeigt, dass Zukunftspessimismus tendenziell mit 
schlechterer ökonomischer Lage einhergeht. Da wir 
mit Bildung ein mit Einkommen korreliertes Merkmal 
in den Modellen abbilden, kann dennoch von einem 
robusten Modell ausgegangen werden. 

In beiden Regressionsmodellen wurden für alle Mo­
dellparameter schwach informative Priors zentriert 
auf null mit einer Standardabweichung von 2,5 ver­
wendet. Die Priors für den Intercept wurden auf 5 mit 
einer Standardabweichung von 2 festgelegt. Diese 
Priors wurden gewählt, um die Modellkoeffizienten 
nicht zu verzerren, eine angemessene und zugleich 
effiziente Exploration des Priorraums zu ermöglichen 
und zudem die Wahrscheinlichkeit zu verringern, dass 
die Modelle unrealistische Beziehungen schätzen.
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Quelle: YouGov. Repräsentativ für die Wohnbevölkerung ab 18 Jahren, 2.117 Befragte, 09.–23.12.2025 

ABBILDUNG 5  Regressionsmodell: Politische Präferenz

Zusammenhang zwischen politischer Präferenz und ausgewählten Variablen

Intercept (Baseline): 0,29 (untere Grenze: –0,6, obere Grenze: 1,1).
Bayessche Regression. Abhängige Variable: Wahlabsicht für Parteien der Mitte (CDU/CSU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP). Dargestellt sind zentrale 
Schätzwerte und die oberen und unteren Grenzen des Intervalls, innerhalb dessen der Effekt mit einer Wahrscheinlichkeit von 90 Prozent in der Population liegt. 
Wählergruppen auf Basis des Wahlverhaltens bei der Bundestagswahl 2025. Wählergruppen sind binär kodiert, Vergleichsgruppe sind SPD-Wählende 
(SPD-Wählende sind deshalb nicht dargestellt).

–5 –4 –3 –2 –1 0 1

Formale Bildung (niedrig–hoch)

FDP-Wählende

Vertrauen in Politik (niedrig–hoch)

Bündnis 90/Die Grünen-Wählende

Berücksichtigung der Interessen zukünftiger 
Generationen bei politischen Entscheidungen

CDU/CSU-Wählende

Westdeutsche Bundesländer

Einstellungen zu ökonomischen Konfliktlinien 
(rechts–links)
Einstellungen zu gesellschaftlichen Konfliktlinien 
(progressiv–traditionell)

Frauen

Politisches Interesse (niedrig–hoch)

Nichtwählende/weiß nicht

Die Linke-Wählende

Wählende sonstiger Parteien

BSW-Wählende

AfD-Wählende

Alter

Zukunftserwartungen 
(optimistisch–pessimistisch)

untere Grenze zentrale Schätzung obere Grenze

3. �Zukunftspessimismus geht  
mit geringerer Unterstützung 
der Parteien der politischen 
Mitte einher

Zukunftserwartungen sind nicht nur für die Bewertung 
des Funktionierens der Demokratie relevant, sondern 
prägen auch politische Einstellungen und Wahlent­
scheidungen. Sie sind damit ein wichtiger Bestandteil 

der politischen Nachfrageseite: Die Vorstellungen, die 
Menschen von der Zukunft haben, beeinflussen, wel­
che politischen Konzepte und Zukunftsangebote sie 
überzeugen. In Kapitel 1 wurde bereits sichtbar, dass 
Zukunftspessimismus unter Wählenden von AfD, BSW 
und Die Linke stärker verbreitet ist als unter Wählenden 
von Parteien der Mitte. Dieser Zusammenhang bestätigt 
sich auch in der regressionsanalytischen Auswertung 
(siehe Abbildung 5). Menschen mit optimistischerem 
Blick auf das Wohlergehen kommender Generationen 
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tendieren eher zu Parteien der Mitte (SPD, CDU/CSU, 
FDP, Bündnis 90/Die Grünen), pessimistischere Zu­
kunftserwartungen gehen häufiger mit einer Präferenz 
für andere Parteien (AfD, Die Linke, BSW) einher. 

Besonders stark hängen in der Regressionsanalyse 
erwartungsgemäß früheres Wahlverhalten sowie 
Vertrauen in politische Institutionen mit der aktuellen 
Parteipräferenz zusammen. Zukunftserwartungen 
bleiben jedoch auch darüber hinaus ein relevanter 
Faktor für die politische Orientierung der Befragten. 
Entscheidend für die politische Präferenz scheint dabei 
weniger die Wahrnehmung konkreter politischer Ver­
fahren zur Berücksichtigung zukünftiger Generationen 
zu sein, die wir separat abgefragt haben, sondern die 
grundsätzliche Erwartung, dass gesellschaftliche Ent­
wicklung kommenden Generationen zugutekommen 
wird oder nicht.

Die Ergebnisse zeigen, dass sich die politische Nach­
frageseite deutlich entlang von Zukunftserwartungen 
unterscheidet. Parteien können aber nicht nur auf 
bestehende Zukunftserwartungen reagieren, sondern 
zugleich versuchen, diese durch politische Erzählungen 
und Zukunftsangebote zu prägen. Zukunftserwartun­
gen sind also auch für die Angebotsseite relevant. Die 
Unterschiede in den Zukunftserwartungen verschie­
dener Wählergruppen werfen daher die Frage auf, ob 
Parteien erkennbar vermitteln können, welche Vorstel­
lung von gesellschaftlicher Zukunft sie vertreten – und 
ob diese wahrgenommen wird. Unsere Daten zeigen: 
Die Hälfte (50 Prozent) weiß bei den meisten Parteien 
nicht, für welches Zukunftsbild sie stehen (siehe Ab­
bildung 6). Dies deutet darauf hin, dass Parteien ihre 
Zukunftsbilder nicht ausreichend sichtbar und unter­
scheidbar vermitteln.

ABBILDUNG 6  Mangel an Zukunftsbildern bei Parteien

Die Zustimmung zu der Aussage wurde auf einer Skala von „1 = stimme überhaupt nicht zu” bis „11 = stimme voll zu” gemessen. Zur besseren Lesbarkeit 
berichten wir kategorisierte Ergebnisse (1–4: stimme (eher) nicht zu, 5–7: teils/teils, 8–11: stimme (eher) zu). BSW, FDP und sonstige Parteien aufgrund 
geringer Fallzahlen nicht dargestellt. Abweichungen von 100 % aufgrund von Rundungsdifferenzen.

Alter

Gesamt

„Bei den meisten im Bundestag vertretenen Parteien weiß ich nicht, für welches Zukunftsbild sie stehen.“
Angaben in Prozent

Quelle: YouGov. Repräsentativ für die Wohnbevölkerung ab 18 Jahren, 2.117 Befragte, 09.–23.12.2025 

stimme (eher) nicht zu teils/teils stimme (eher) zu

Bevölkerung ab 18 Jahren

18–34 Jahre

35–64 Jahre

über 65 Jahre

CDU/CSU

AfD

SPD

Bündnis 90/Die Grünen

Die Linke

Wahlverhalten bei 
der Bundestagswahl 2025

12 39 50

12 45 44

12 38 50

11 36 53

12 41 47

11 29 60

16 41 43

17 47 36

12 40 48
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Diese Wahrnehmung eines Mangels an Zukunftsbil­
dern bei Parteien ist bei Älteren etwas stärker ausge­
prägt als bei Jüngeren. Vor allem Wählende von Bünd­
nis 90/Die Grünen scheinen die Zukunftsangebote 
der Parteien klarer wahrzunehmen oder Unterschiede 
in ihnen zu erkennen, während Wählende von AfD, 
Die Linke und CDU/CSU sie deutlich weniger wahr­
nehmen. Insgesamt zeigt sich, dass viele Menschen 
gegenwärtig kein ausreichendes politisches Angebot 
wahrnehmen, das Orientierung für die Zukunft bietet. 

Gleichzeitig deutet eine Analyse der Parteiprogramme 
zur Bundestagswahl 2025 darauf hin, dass Zukunfts­
bezüge in den Programmen der Parteien durchaus 
vorhanden sind. Programme der Parteien der Mitte 
weisen sogar tendenziell eine höhere Zukunftsorien­
tierung auf als Programme anderer Parteien. Insgesamt 
bleiben die Zukunftsbilder jedoch häufig abstrakt und 
„bieten wenig Anknüpfungspunkte für eine fundierte 
Zukunftsdebatte“ (Küsters und Andritzky 2025: 17). 

Diese Ergebnisse deuten darauf hin, dass das Problem 
nicht allein im Fehlen von Zukunftsbildern liegt.

Zukunftsangebote scheinen darüber hinaus nicht 
ausreichend sichtbar, differenziert oder im politischen 
Alltag verankert zu sein, um als Orientierung für gesell­
schaftliche Entwicklung wahrgenommen zu werden. 
Das Vermissen von Zukunftsbildern ist dabei nicht auf 
Wählende von AfD oder Die Linke begrenzt, sondern 
findet sich auch in großen Teilen der Anhängerschaft 
von CDU/CSU und SPD. Isabella Hermann (2025: 
168) beschreibt dieses Defizit treffend: „Besonders in 
Krisenzeiten, wenn alte Gewissheiten brüchig werden, 
entfalten Zukunftsnarrative ihre größte Kraft. [...] Mo­
mentan hat die politische Mitte hier wenig Überzeu­
gendes anzubieten.“

Zukunft ist kein Thema, das zu bespielen sich nur für 
bestimmte Parteien lohnen würde. Denn zwei Drittel 
(67 Prozent) der Befragten halten Parteien ohne klares 

ABBILDUNG 7  Parteiattraktivität nach Zukunftsbild

Die Zustimmung zu der Aussage wurde auf einer Skala von „1 = stimme überhaupt nicht zu” bis „11 = stimme voll zu” gemessen. Zur besseren Lesbarkeit 
berichten wir kategorisierte Ergebnisse (1–4: stimme (eher) nicht zu, 5–7: teils/teils, 8–11: stimme (eher) zu). BSW, FDP und sonstige Parteien aufgrund 
geringer Fallzahlen nicht dargestellt. Abweichungen von 100 % aufgrund von Rundungsdifferenzen.

Alter

Gesamt

Wahlverhalten bei 
der Bundestagswahl 2025

„Parteien ohne klares Zukunftsbild finde ich weniger unterstützenswert.“ 
Angaben in Prozent

Quelle: YouGov. Repräsentativ für die Wohnbevölkerung ab 18 Jahren, 2.117 Befragte, 09.–23.12.2025 

stimme (eher) nicht zu teils/teils stimme (eher) zu

Bevölkerung ab 18 Jahren 5 28 67

18–34 Jahre 6 38 57

35–64 Jahre 5 29 66

über 65 Jahre 3 20 77

CDU/CSU 4 25 72

AfD 5 24 71

SPD 3 21 76

Bündnis 90/Die Grünen 4 23 73

Die Linke 5 29 66
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Zukunftsbild für weniger unterstützenswert (siehe 
Abbildung 7). Auf der Nachfrageseite zeigt sich also 
ein breiter Wunsch nach politischer Zukunftsorientie­
rung. Anhänger:innen aller Parteien goutieren, wenn 
Parteien klare Zielbilder haben. Der Wunsch nach 
politischer Zukunftsorientierung findet sich zudem 
über alle Altersgruppen hinweg und nimmt mit dem 
Alter sogar deutlich zu. Zukunftsorientierung erweist 
sich damit nicht als Anliegen einzelner politischer oder 
gesellschaftlicher Gruppen, sondern als breites gesell­
schaftliches Bedürfnis.

Zukunftsbilder sind dabei nicht nur kommunikative 
Elemente politischer Programme, sondern können eine 
wichtige Ressource politischer Orientierung sein. Aller­
dings deuten die Ergebnisse auf ein Spannungsverhält­
nis zwischen der starken Nachfrage nach Zukunfts­
orientierung und dem wahrgenommenen Mangel von 
Zukunftsbildern auf der politischen Angebotsseite 
hin. Das Problem liegt dabei offenbar nicht allein im 

Fehlen von Zukunftsbildern bei den Parteien. Vielmehr 
scheinen viele Zukunftsangebote nicht ausreichend 
sichtbar, unterscheidbar oder orientierungsstiftend zu 
sein. Für Parteien ergibt sich daraus die Herausforde­
rung, Zukunftsbilder nicht nur programmatisch zu for­
mulieren, sondern im politischen Alltag, in öffentlichen 
Debatten und im Regierungshandeln sichtbar zu ma­
chen, sodass sie als Orientierung für gesellschaftliche 
Entwicklung wahrgenommen werden.

4. �Großer Mehrheit fehlen 
positive Zukunftsperspektiven

Der wahrgenommene Mangel an Zukunftsbildern 
aufseiten der Parteien ist Ausdruck eines tieferliegen­
den gesellschaftlichen Problems: Vielen Menschen 
fehlt eine positive Vorstellung davon, wie sich unsere 
Gesellschaft zukünftig entwickeln könnte (siehe Ab­
bildung 8). Mehr als zwei Drittel (68 Prozent) finden, 

ABBILDUNG 8  Mangel an positiven Zukunftsbildern

Die Zustimmung zu der Aussage wurde auf einer Skala von „1 = stimme überhaupt nicht zu” bis „11 = stimme voll zu” gemessen. Zur besseren Lesbarkeit 
berichten wir kategorisierte Ergebnisse (1–4: stimme (eher) nicht zu, 5–7: teils/teils, 8–11: stimme (eher) zu). BSW, FDP und sonstige Parteien aufgrund 
geringer Fallzahlen nicht dargestellt. Abweichungen von 100 % aufgrund von Rundungsdifferenzen.

Alter

Gesamt

Wahlverhalten bei 
der Bundestagswahl 2025

„In unserer Gesellschaft fehlt es an positiven Bildern von unserer Zukunft.“
Angaben in Prozent

Quelle: YouGov. Repräsentativ für die Wohnbevölkerung ab 18 Jahren, 2.117 Befragte, 09.–23.12.2025 

stimme (eher) nicht zu teils/teils stimme (eher) zu

Bevölkerung ab 18 Jahren 4 28 68

18–34 Jahre 6 32 62

35–64 Jahre 4 27 69

über 65 Jahre 2 27 71

CDU/CSU 5 27 68

AfD 3 22 75

SPD 4 30 65

Bündnis 90/Die Grünen 3 23 74

Die Linke 2 27 71
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dass es in der Gesellschaft an positiven Bildern von der 
Zukunft fehlt. Dieser Eindruck zieht sich durch nahezu 
alle gesellschaftlichen und politischen Gruppen und ist 
besonders ausgeprägt unter Wählenden der AfD (75 
Prozent) und von Bündnis 90/Die Grünen (74 Prozent).

Zukunftsbilder sind dabei mehr als bloße Visionen. Sie 
schaffen Orientierung darüber, welche gesellschaft­
lichen Ziele verfolgt werden und woran politische 
Entscheidungen gemessen werden können. Konkrete 
Zukunftsbilder und -narrative können auch emotionale 
Anziehungskraft entfalten und so erfahrbar machen, 
warum sich Anstrengungen, Veränderungen oder 
Belastungen lohnen können. Positive Zukunftsbilder 
machen also wünschenswerte Zukünfte vorstellbar 
und können Hoffnung, Zuversicht und Motivation er­
zeugen. 

Fehlen solche Zukunftsbilder, fällt es schwerer, aktuel­
le Maßnahmen und Reformen in eine langfristige Ent­

wicklungsperspektive einzuordnen. „Ohne Zukunfts­
vorstellungen und Zukunftsbilder“, stellen Metelmann 
und Welzer (2020: 12) fest, „kreisen Gesellschaften 
und ihre Politiken unausweichlich nur um den kleinen 
Punkt der Gegenwart und bekommen gerade darum 
Probleme, weil ohne Zukunftshorizont kaum zu sagen 
ist, wozu jene Maßnahme und dieses Gesetz erlassen 
wird.“ Eine Analyse der Bundestagsdebatten (Küsters 
und Andritzky 2024) unterfüttert diese Beobachtung. 
Denn Beiträge zu kurzfristigen Herausforderungen 
nehmen im Parlament zu. 

Doch nicht nur positive Zukunftsbilder fehlen vielen 
Menschen. Auch langfristige Perspektiven spielen aus 
Sicht vieler Befragter in politischen Entscheidungen nur 
eine untergeordnete Rolle (siehe Abbildung 9). Weit 
mehr als die Hälfte (60 Prozent) hat das Gefühl, dass 
politische Entscheidungen selten einer langfristigen 
Idee folgen. Bemerkenswert ist auch hier weniger die 
Differenz zwischen den Gruppen als die breite Zustim­

ABBILDUNG 9  Langfristigkeit politischer Entscheidungen

Die Zustimmung zu der Aussage wurde auf einer Skala von „1 = stimme überhaupt nicht zu” bis „11 = stimme voll zu” gemessen. Zur besseren Lesbarkeit 
berichten wir kategorisierte Ergebnisse (1–4: stimme (eher) nicht zu, 5–7: teils/teils, 8–11: stimme (eher) zu). BSW, FDP und sonstige Parteien aufgrund 
geringer Fallzahlen nicht dargestellt. Abweichungen von 100 % aufgrund von Rundungsdifferenzen.

Alter

Gesamt

Wahlverhalten bei 
der Bundestagswahl 2025

„Ich habe das Gefühl, dass politische Entscheidungen heute selten einer langfristigen Idee folgen.“
Angaben in Prozent

Quelle: YouGov. Repräsentativ für die Wohnbevölkerung ab 18 Jahren, 2.117 Befragte, 09.–23.12.2025 

stimme (eher) nicht zu teils/teils stimme (eher) zu

Bevölkerung ab 18 Jahren 5 36 60

18–34 Jahre 8 41 51

35–64 Jahre 4 33 63

über 65 Jahre 4 37 59

CDU/CSU 5 39 56

AfD 4 28 68

SPD 4 43 52

Bündnis 90/Die Grünen 5 31 64

Die Linke 3 35 62
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mung über politische Präferenzen und Altersgruppen 
hinweg: Die Wahrnehmung politischer Kurzfristigkeit 
ist kein Randphänomen, sondern weit verbreitet. Vie­
le Menschen erwarten offenbar nicht nur wirksames 
Krisenmanagement, sondern auch eine erkennbare 
Vorstellung davon, wohin sich Gesellschaft langfristig 
entwickeln soll. Eine solche Orientierung könnte Unsi­
cherheit reduzieren und einen gemeinsamen Bezugs­
rahmen schaffen, an dem Menschen, Unternehmen 
und andere gesellschaftliche Akteur:innen ihre eigenen 
(langfristigen) Entscheidungen ausrichten können. 

Fehlende Zukunftsbilder und mangelnde Langfris­
tigkeit gehen dabei mit Demokratieunzufriedenheit 
einher (siehe Abbildungen 10 und 11). Wer die lang­

fristige Orientierung politischer Entscheidungen und 
positive Zukunftsbilder vermisst, ist mit größerer 
Wahrscheinlichkeit auch unzufrieden mit dem Funk­
tionieren der Demokratie. Die aktuelle Demokrati­
eunzufriedenheit entsteht also nicht allein aus der 
Bewertung politischer Leistungen in der Gegenwart. 
Sie hängt auch mit einem Mangel an Zukunftsperspek­
tiven zusammen: Wo positive Zukunftsbilder fehlen 
und Politik vor allem als kurzfristiges Krisenmanage­
ment wahrgenommen wird, fällt es schwerer, in die 
Gestaltungsfähigkeit demokratischer Institutionen zu 
vertrauen. Die Frage nach gesellschaftlichen Zukunfts­
entwürfen ist damit nicht nur eine Frage politischer 
Kommunikation, sondern eine zentrale Herausforde­
rung für die Zukunftsfähigkeit der Demokratie selbst.

ABBILDUNG 10  Demokratiezufriedenheit nach Mangel an positiven Zukunftsbildern

Quelle: YouGov. Repräsentativ für die Wohnbevölkerung ab 18 Jahren, 2.117 Befragte, 09.–23.12.2025 

Die Zustimmung zu der Aussage „Mangel an positiven Zukunftsbildern“ wurde auf einer Skala von „1 = stimme überhaupt nicht zu” bis „11 = stimme voll zu” 
gemessen. Zur besseren Lesbarkeit berichten wir kategorisierte Ergebnisse (1–4: (eher) nicht zufrieden, 5–7: teils/teils, 8–11: (eher) zufrieden). Zur Sicherung 
aussagekräftiger Gruppengrößen wurde die Auswahl von „stimme (eher) nicht zu“ (Antwortoptionen 1-4) und „teils/teils” (Antwortoptionen 5-7) in einer Gruppe 
zusammengeführt. Zufriedenheit mit der Demokratie wurde auf einer Skala von „1 = überhaupt nicht zufrieden” bis „11 = sehr zufrieden” gemessen. Zur 
besseren Lesbarkeit berichten wir kategorisierte Ergebnisse (1–4: (eher) nicht zufrieden, 5–7: teils/teils, 8–11: (eher) zufrieden). Abweichungen von 100 % 
aufgrund von Rundungsdifferenzen.

„In unserer Gesellschaft fehlt es an positiven Bildern von unserer Zukunft.“ 
Angaben in Prozent

stimme (eher) 
nicht zu teils/teils stimme (eher) zu

26

42

35

46

23
28

4 28 68

Demokratiezufriedenheit

Wie zufrieden oder unzufrieden sind Sie im Allgemeinen damit, wie die Demokratie in Deutschland funktioniert?
 Angaben in Prozent

(eher) nicht zufrieden teils/teils (eher) zufrieden
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Handlungsempfehlungen

Die Ergebnisse dieses Policy Briefs deuten darauf 
hin, dass Zukunftserwartungen, Zukunftsbilder und 
wahrgenommene Langfristigkeit nicht nur individuelle 
Einstellungen betreffen. Sie stehen auch mit Demo­
kratiezufriedenheit und politischer Orientierung in 
Zusammenhang. Mangelnde Zukunftsperspektiven 
erscheinen damit nicht allein als individuelles Problem, 
dem mit positiver Kommunikation beizukommen wäre, 
sondern als grundsätzliche demokratische Herausfor­
derung. Daraus ergeben sich drei zentrale Hebel für 
Politik und Gesellschaft.

Handlungsempfehlung 1:  
Zukunft in demokratischen Prozessen verankern

Viele Menschen nehmen politische Entscheidungen 
als zu kurzfristig wahr. Internationale Erfahrungen 
zeigen, dass institutionelle Mechanismen dazu beitra­
gen können, langfristige Perspektiven systematischer 
in politische Entscheidungen einzubringen. Finnland 
veranschaulicht, wie ein strukturierter Zukunftsdia­
log zwischen Regierung und Parlament – unterstützt 
durch ein umfassendes Foresight-Netzwerk – strategi­
sche Orientierung schaffen kann und kurzfristige Maß­
nahmen in langfristige Entwicklungspfade einordnet. 

ABBILDUNG 11  Demokratiezufriedenheit nach Langfristigkeit politischer Entscheidungen

Quelle: YouGov. Repräsentativ für die Wohnbevölkerung ab 18 Jahren, 2.117 Befragte, 09.–23.12.2025 

Die Zustimmung zu der Aussage „Langfristigkeit politischer Entscheidungen“ wurde auf einer Skala von „1 = stimme überhaupt nicht zu” bis „11 = stimme voll zu” 
gemessen. Zur besseren Lesbarkeit berichten wir kategorisierte Ergebnisse (1–4: (eher) nicht zufrieden, 5–7: teils/teils, 8–11: (eher) zufrieden). Zur Sicherung 
aussagekräftiger Gruppengrößen wurde die Auswahl von „stimme (eher) nicht zu“ (Antwortoptionen 1-4) und „teils/teils” (Antwortoptionen 5-7) in einer Gruppe 
zusammengeführt. Zufriedenheit mit der Demokratie wurde auf einer Skala von „1 = überhaupt nicht zufrieden” bis „11 = sehr zufrieden” gemessen. Zur 
besseren Lesbarkeit berichten wir kategorisierte Ergebnisse (1–4: (eher) nicht zufrieden, 5–7: teils/teils, 8–11: (eher) zufrieden). Abweichungen von 100 % 
aufgrund von Rundungsdifferenzen.

„Ich habe das Gefühl, dass politische Entscheidungen heute selten einer langfristigen Idee folgen.“ 
Angaben in Prozent

stimme (eher) 
nicht zu teils/teils stimme (eher) zu

5 36 60

26

50

32

44

18

30

Demokratiezufriedenheit

Wie zufrieden oder unzufrieden sind Sie im Allgemeinen damit, wie die Demokratie in Deutschland funktioniert?
 Angaben in Prozent

(eher) nicht zufrieden teils/teils (eher) zufrieden
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Erfahrungen aus Wales zeigen zudem, dass Instituti­
onen zur Berücksichtigung zukünftiger Generationen 
vor allem dann Wirkung entfalten, wenn sie mit klaren 
Mandaten, Ressourcen und verlässlichen politischen 
Prozessen hinterlegt sind (Rose und Hoffmann 2026).

Auch in Deutschland gibt es bereits Institutionen und 
Ansätze, die langfristige Perspektiven in politische 
Entscheidungen einbringen sollen. Gleichzeitig zeigen 
die Ergebnisse dieses Einwurfs, dass viele Menschen 
Politik weiterhin als zu kurzfristig wahrnehmen. Die 
Frage, wie langfristige Perspektiven und die Interessen 
zukünftiger Generationen wirksamer in politische Ent­
scheidungen integriert werden können, bleibt daher 
aktuell. Dazu zählt auch die stärkere Einbindung junger 
Menschen, die im Durchschnitt optimistischer auf die 
Zukunft blicken als ältere, zugleich aber als politische 
Minderheit strukturell unterrepräsentiert sind (Kurz 
2026; El-Mafaalani, Kurtenbach und Strohmeier 2025). 
Die Bertelsmann Stiftung wird hierzu in den kommen­
den Jahren internationale Erfahrungen auswerten und 
konkrete Reformoptionen für Deutschland entwickeln.

Handlungsempfehlung 2:  
Wie Parteien Zukunft nutzen können

Zukunftserwartungen stehen in Zusammenhang mit 
politischer Orientierung: Menschen mit pessimisti­
scheren Zukunftserwartungen unterstützen seltener 
Parteien der politischen Mitte und viele Befragte er­
kennen bei ihnen auch kein klares Zukunftsangebot. 
Für Parteien der Mitte ergibt sich daraus die Heraus­
forderung, Zukunft nicht nur als programmatische 
Kategorie zu behandeln, sondern wieder stärker als 
Gegenstand politischen Wettbewerbs zu begreifen. Es 
reicht nicht, die Gegenwart zu managen oder die Poli­
tik anderer zu kritisieren. Stattdessen sollten Parteien 
vermitteln, welche Vorstellung von gesellschaftlicher 
Entwicklung sie verfolgen, welche Werte und Ziele sie 
damit verbinden und woran Fortschritt künftig gemes­
sen werden soll:

a)	 Zukunftsangebote sichtbar machen: 

	 Zukunftsbilder sollten nicht nur in Grundsatz­
papieren formuliert, sondern in parlamentarischen 
Debatten, öffentlichen Auftritten und der alltäg­
lichen politischen Kommunikation – vor Ort und 
digital – kontinuierlich erkennbar sein.

b)	 Zukunftsangebote konkretisieren: 

	 Zukunftsbilder müssen sowohl glaubwürdig als 
auch wünschenswert sein. Sie sollten deshalb 
nicht allein wirtschaftliche oder technologische 
Entwicklung adressieren, sondern auch deutlich 
machen, wie sich Lebensqualität, gesellschaftli­
cher Zusammenhalt, Gesundheit, Sicherheit und 
andere Faktoren eines guten gesellschaftlichen 
Lebens entwickeln sollen. Inklusive und ko-krea­
tive Prozesse können dazu beitragen, dass solche 
Zukunftsbilder stärker an den Vorstellungen und 
Erfahrungen der Menschen anknüpfen und bereits 
im Entstehungsprozess Orientierung schaffen.

Für Parteien der Mitte liegt in dieser Handlungsoption 
eine doppelte Chance: Ein klares Zukunftsangebot 
kann politische Orientierung schaffen und zugleich das 
eigene politische Profil schärfen.

Handlungsempfehlung 3:  
Zukunft durch Engagement erfahrbar machen

Vielen Menschen fehlen positive Zukunftsbilder für die 
gesellschaftliche Entwicklung insgesamt. Gleichzeitig 
entstehen vielerorts bereits Räume, in denen Zukunft 
praktisch erprobt und erfahrbar wird: in Vereinen, Bür­
gerstiftungen, Mehrgenerationenhäusern, Dorfläden, 
Energiegenossenschaften, digitalen Communitys und 
vielen mehr. Sie machen sichtbar, dass gesellschaftli­
che Entwicklung gestaltbar ist, und schaffen konkrete 
Erfahrungen von Selbstwirksamkeit jenseits von Kri­
sennarrativen und Abstiegsängsten. 

Politik, Stiftungen und Zivilgesellschaft sollten solche 
Orte gezielt stärken, ihre Entstehung erleichtern, ihre 
Sichtbarkeit erhöhen und zugleich bestehende Hür­
den für gesellschaftliches Engagement abbauen. Zu­
kunftsoptimismus entsteht nicht allein durch politische 
Kommunikation, sondern auch durch die Erfahrung, 
gemeinsam etwas gestalten zu können. Wo Menschen 
erleben, dass gesellschaftliche Entwicklung beeinfluss­
bar ist und Engagement Wirkung entfaltet, werden 
positive Zukunftsperspektiven nicht nur gedacht, son­
dern praktisch erfahrbar.
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